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Vorblatt 


Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes 
(Artikel 74 — Abfallbeseitigung) 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Bund und Länder halten eine bundeseinheitliche und umfas- 
sende gesetzliche Regelung der Abfallbeseitigung für notwen- 
dig. Nach geltendem Verfassungsrecht hat der Bund zwar eine 
Reihe von Gesetzgebungskompetenzen für Teilbereiche dieser 
Aufgabe. Es fehlt jedoch eine Gesamtkompetenz des Bundes- 
gesetzgebers zur Regelung der Probleme der Abfallbeseitigung. 


B. Lösung 

Durch eine Ergänzung des Grundgesetzes (Einfügung einer 
neuen Nummer 23 a in Artikel 74) soll der Bund die konkurrie- 
rende Gesetzgebungskompetenz für „die Abfallbeseitigung" er- 
halten. 


C. Alternativen 

Der Bundesrat hat der vorgeschlagenen Grundgesetzänderung 
zugestimmt, jedoch hat eine Minderheit des Bundesrats da- 
gegen Einwendungen erhoben. 


D. Kosten 

Keine unmittelbaren 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. Juni 1971 

1/4 (1/3) — 10 000 Gr 18/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

EntAVurf eines . . . Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes 

(Artikel 74 GG — Abfallbeseitigung — ) 

mit Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 365. Sitzung am 23. April 1971 
gemäß Artikel 76 Abs, 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung 
zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 

Brandt 
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Anlage 1 

Entwurf eines . . . Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes 
(Artikel 74 GG — Abfallbeseitigung — ) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten: 

Artikel I 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch- 
land vom 23. Mai 1949 (Bundesgesetzbl. S. 1) wird 
wie folgt geändert: 

In Artikel 74 wird als neue Nummer 23 a einqe- 
fügt: 

„23 a. die Abfallbeseitigung;" 

Artikel II 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Zu Artikel T 

Durch die vorgesehene Änderung des Grundgeset- 
zes wird die Abfallbeseitigung in den Sachkatalog 
der konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes aufgenommen. 

Bund und Länder halten eine einheitliche und um- 
fassende gesetzliche Regelung der Abfallbeseitigung 
für notwendig. Sie soll die Voraussetzung zur Lö- 
sung eines der wichtigsten Probleme des Umwelt- 
schutzes bilden. Eine einheitliche Regelung läßt sich 
nur durch Bundesgesetz gewährleisten, da selbst 
eine Abstimmung der Länder im Anfangsstadium 
des Gesetzgebungsverfahrens eine spätere Rechts- 
zersplitterung nicht auszuschließen vermag. Ebenso 
ist eine umfassende Regelung der Probleme der Ab- 
fallbeseitigung geboten, da Teillösungen nicht ge- 
eignet erscheinen, den Anforderungen des Umwelt- 
schutzes Rechnung zu tragen. 

Das Grundgesetz sieht bisher keine ausdrückliche 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die Ab- 
fallbeseitigung vor. Gleichwohl hat die Bundesregie- 
rung bisher die Auffassung vertreten, daß eine 
Reihe von Kompetenzen dem Bund in ihrer Zu- 
sammenfassung eine umfassende gesetzliche Rege- 
lung der Abfallbeseitigung gestattet. Ein weiter Be- 
reich der Abfallbeseitigung läßt sich Artikel 74 
Nr. 19 GG („Maßnahmen gegen gemeingefährliche 
und übertragbare Krankheiten bei Menschen und 
Tieren" und „Verkehr mit Giften") zuordnen und 
fällt daher bereits jetzt in die konkurrierende Ge- 
setzgebungskompetenz des Bundes. Einschlägig sind 
weiterhin Artikel 74 Nr. 20 („Schutz beim Verkehr 
mit Lebens- und Genußmitteln, Bedarfsgegenstän- 
den, Futtermitteln, Schutz der Pflanzen gegen Krank- 
heiten und Schädlinge"), Artikel 74 Nr. 17 GG 
(„Sicherung der Ernährung") und Artikel 74 Nr. 11 
GG („Recht der Wirtschaft"). 

Zu nennen sind schließlich der „Wasserhaushalt", 
der „Naturschutz" und die „Landschaftspflege", die 
nach Artikel 75 Abs. 1 Nr. 3 und 4 GG gegenwärtig 
in die Rahmenkompetenz des Bundes fallen, künftig 
aber ebenfalls in die konkurrierende Gesetzgebungs- 
kompetenz des Bundes übernommen werden sollen 
(BT-Drucksache Vl/1298). Die Bundesregierung leitet 
aus diesen Einzelermächtigungen in Anlehnung an 
die bisherige Staatspraxis eine Bundeskompetenz 
kraft Sachzusammenhangs für eine umfassende Re- 
gelung ab und hat dementsprechend dem Bundesrat 
den Entwurf eines Abfallbeseitigungsgesetzes zuge- 
leitet (BR-Drucksache 24/71). 

Bei den Beratungen dieses Gesetzes im Bundesrat 
sind demgegenüber Zweifel geäußert worden, ob die 
genannten Einzelzuständigkeiten geeignet sind, in 
ihrer Zusammenfassung eine Gesamtkompetenz des 
Bundes für den Bereich der Abfallbeseitigung zu 
begründen (vgl. auch BVerfGE 15, 1, 24). Diese 


Zweifel sollen durch den vorliegenden Entwurf aus- 
geräumt werden. 

Es geht also nicht um eine grundlegende Kompe- 
tenzverlagerung von den Ländern auf den Bund, 
sondern im wesentlichen um eine verfassungsrecht- 
liche Klarstellung. 

Auch soweit eine echte Ausweitung der Gesetz- 
gebungskompetenz erfolgt, ist sie sachlich gerecht- 
fertigt. Ein beträchtlicher Teilbereich ist bereits jetzt 
bundesrechtlich geregelt. Ein Tätigwerden des Lan- 
desgesetzgebers ist damit ausgeschlossen. Der sach- 
liche Zusammenhang der Materie gebietet eine ein- 
heitliche gesetzliche Regelung. 

Bundeseinheitliche Normen sind im vorliegenden 
Falle vor allem deshalb notwendig, weil die natür- 
lichen Lebensgrundlagen der Menschen nach glei- 
chen Maßstäben geschützt werden müssen. Außer- 
dem kann nur der Bund die Wettbewerbsbedingun- 
gen der abfallintensiven Wirtschaft ohne regionale 
Verzerrungen gestalten. Schließlich lassen sich le- 
diglich auf diesem Wege die richtigen Maßstäbe für 
eine Rechtsangleichüng in den europäischen Staaten 
setzen. 

Mit dem vorliegenden Entwurf hat der Bund die 
Möglichkeit, die Beseitigung einer Vielzahl von Ab- 
fallstoffen nicht nur zum Schutz bestimmter Rechts- 
güter, sondern umfassend zu regeln. Er kann dann 
beispielsweise auch die bauliche und sicherheits- 
polizeiliche Beschaffenheit von Müllbeseitigungs- 
anlagen und die Abfallbeseitigungstechnik ordnen. 

In redaktioneller Hinsicht hätte es von der Sache 
her nahegelegen, die Begründung bzw. Klarstellung 
des Bestehens einer Bundesgesetzgebungskompetenz 
für die Abfallbeseitigung mit den anderen geplan- 
ten Kompetenzerweiterungen auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes (BT-Drucksache VI/1298) in der vor- 
gesehenen neuen Nummer 24 des Artikels 74 GG 
zusammenzufassen. Es erschien jedoch zweckmäßig, 
anders zu verfahren und statt dessen — jedenfalls 
zunächst — eine neue Nummer 23 a vorzusehen, um 
Mißverständnisse über das Verhältnis des neuen 
Gesetzentwurfs zu dem bereits dem Deutschen Bun- 
destag vorliegenden zu vermeiden. Außerdem er- 
schien ein solches Verfahren auch angebracht, um 
eine möglichst baldige Verabschiedung der mit dem 
Entwurf angestrebten Grundgesetzergänzung und 
damit auch des besonders eilbedürftigen Entwurfs 
eines Abfallbeseitigungsgesetzes zu erleichtern. Die 
gewählte redaktionelle Form schließt es nicht aus, 
im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
auch den Komplex „Abfallbeseitigung" ggf. mit in 
Artikel 74 Nr. 24 GG aufzunehmen, soweit dadurch 
keine Verzögerung der Verabschiedung der mit dem 
vorliegenden Entwurf angestrebten Grundgesetz- 
ergänzung eintritt. 
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Zu Artikel II 

Die vorgesehene Regelung erfordert keine Über- 
gangszeit. Sie dient vielmehr der verfassungsrecht- 
lichen Absicherung eines bereits vorliegenden ein- 
fachen Gesetzentwurfs und kann daher zum frühest 
möglichen Zeitpunkt in Kraft treten. 


Kosten 

Die Haushalte des Bundes und der Lander werden 
durch dieses Gesetz nicht mit Kosten belastet. 


4 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2249 


Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat begrüßt es, daß die Bundesregierung 
mit der Vuildye dieses Eiitwurfs dem Ergebnis der 
Beratungen des Bundesrates zum Entwurf eines Ab- 
fallbeseitigungsgesetzes (vgl. Stenographischer Be- 
richt über die 362. Sitzung des Bundesrates am 
19. Februar 1971, zu Punkt 16 der TO, S. 68, und 
Begründung zu dem vorliegenden Entwurf) ent- 
spricht, Der Bundesrat ist jedoch der Auffassung, daß 
mit dem vorliegenden Entwurf nicht eine im wesent- 
lichen vorhandene Kompetenz des Bundes klarge- 
stellt, sondern dem Bund die für den Gesamtbereich 
der Abfallbeseitigung bisher fehlende Gesetzge- 
bungszuständigkeit übertragen werden soll. Diese 


Grundgesetzänderung hat der Bundesrat in BR- 

ivi z,*±/ / i aiiycicyt, jDUiruca- 

rat geht davon aus, daß 'die angestrebte Grund- 
gesetzänderung nicht bloß den bereits vorliegenden 
Entwurf eines Abfallbeseitigungsgesetzes (BR-Druck- 
sache 24/71) verfassungsrechtlich absichern, sondern 
die Grundlage für eine sachlich lückenlose Regelung 
über die Beseitigung des gesamten umweltschäd- 
lichen Abfalls bilden soll, und daß im weiteren Ver- 
lauf des Gesetzgebungsverfahrens der Entwurf eines 
Abfallbeseitigungsgesetzes entsprechend der Ent- 
schließung des Bundesrates ergänzt und umgestaltet 
wird. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Bun- 
desrates, daß auf Grund der angestrebten Grund- 
gesetzänderung auch solche Sachbereiche in den 
Entwurf eines Abfailbeseitigungsgesetzes aufgenom- 
men werden können und sollen, die in ihm bisher 


nicht geregelt worden sind. Sie wird im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens prüfen, inwie- 
weit eine sachlich lückenlose Regelung über die Be- 
seitigung des gesamten Abfalls im Gesetzentwurf 
vorgesehen werden kann. 
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